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§ 1. 

Einleitende Yorbegrllfe. 

Eine Thatsache, die nicht zum mindesten doeumen- 
tirt, dass das Völkerrecht gleich den andern öffentlichen 
Kechten, wie Staatsrecht und Strafrecht als positives 
Kecht anzuerkennen ist und anerkannt wird, ist die, 
dass die Gesetzgebungen der einzelnen Staaten ver- 
schiedentlich auf dasselbe verweisen und Begriffe aus 
ihm entlehnen, die sie als technisch- völkerrechtlich an- 
sehen. So bestimmt Art. 10 der Deutschen Reichs- 
verfassung, dass es dem Kaiser obliegt, „den Mitgliedern 
des Bundesraths den üblichen diplomatischen Schutz 
zu gewähren", und infolge dieser Gesetzesvorschrift geben 
"die §§18 und 19 des deutschen Gerichtsverfassungs- 
gesetzes Bestimmungen über die Exterritorialen. Nach 
§ 18 G. V. G. erstreckt sich die inländische Gerichts- 
barkeit nicht auf die Chefs und Mitglieder der bei dem 
Deutschen Eeiche beglaubigten Missionen. Diese Personen 
sind aber, falls sie Staatsangehörige eines der Bundes- 
staaten sind, nur insofern von der inländischen Gerichts- 
barkeit befreit, als der Staat, dem sie angehören, sich 
der Gerichtsbarkeit über sie begeben hat. Nach dem- 
selben § sind die Chefs und Mitglieder der bei einem 
Bundesstaate beglaubigten Missionen sowie die Mitglieder 
des Bundesrats, welche nicht von demjenigen Staate ab- 
geordnet sind, in dessen Gebiete der Bundesrat seinen 
Sitz hat, der Gerichtsbarkeit dieses Staates nicht unter- 



worfen. Die gleichen Bestimmungen finden nach § 19 
G. V. G. auf die Familienmitglieder, das Geschäfts- 
personal der im § 18 erwähnten Personen und auf solche 
Bedienstete derselben, welche nicht Deutsche sind, An- 
wendung. Art. 11 der Reichsverfassung schreibt vor, 
dass „der Kaiser das Reich völkerrechtlich zu vertreten" 
hat. Völkerrechtsbegriffe, wie z. B. „befreundeter Staat" 
finden sich u. a. im Deutschen Reichsstrafgesetzbuch, 
welches in den §§ 102 — 104 von den feindlichen Hand- 
lungen gegen befreundete Staaten handelt, ferner im 
Niederländischen Strafgesetzbuch, wo in den Art. 115 
und 116 Unternehmungen gegen Leben und Freiheit 
eines regierenden Fürsten oder andern Oberhauptes eines 
befreundeten Staates unter Strafe gestellt werden. Der- 
selbe Ausdruck wird im Finnländischen Strafgesetzbuch, 
Cap. 14 § 1 — 3^) gebraucht, sowie in dem für Grau- 
bünden^). Aber in allen Fällen haben es die Gesetz- 
geber der Wissenschaft überlassen, den Begriff auf seinen 



*) Das Strafgesetz für das Grossfurstenthum Finnland als 
Beilage zur Zeitschrilt für die gesammte Strafrechtswissenschaft 
Bd. XI: 

Cap. 14. § 1: Wer an dem Oberhaupt eines befreundeten 
Staates einen Mord oder einen vorsätzlichen oder andern Tot- 
schlag verübt etc. 

§ 2; "Wer sich der Ehrverletzung gegen das Oberhaupt 
eines befreundeten Staates schuldig macht etc. 

§ 3: Wer sich einer verbrecherischen Handlung gegen 
einen befreundeten Staat schuldig macht, die, wenn sie gegen 
Finnland begangen worden wäre, Hochverrat oder eine straf- 
bare Vorbereitung dieses Verbrechens enthalten hätte, wird etc. 

^) Stooss, die schweizerischen Strafgesetzbücher Art. 68: 
Wer an einer gegen die rechtmässige Staatsgewalt eines andern 
schweizerischen Cantons oder eines sonst befreundeten Staates 
gerichteten feindseligen Uebemehmung, bei Vorbereitung oder 
Ausführung derselben sich betheiligt, soll etc. 
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Inhalt hin näher zu bestimmen^). Einen andern Aus- 
druck völkerrechtlichen Inhalts gebraucht das Deutsche 
Reichsstrafgesetzbuch indem überHochverraih undLandes- 
verrath handelnden 1. Abschnitt des II. Theils, wo sich in 
den §§ 87 — 90 mehrmals der Ausdruck „ausgebrochener 
Krieg" oder „wenn der Krieg ausgebrochen ist", findet*). 
Der Gesetzgeber bedroht denjenigen Deutschen, welcher 



3) Vergl. hierzu Bergfels a. a. 0. S. 12 ff. 

*) R. St. G. B. § 87 : Ein Deutscher, welcher sich mit einer 
ausländischen Regierung einlässt, um dieselbe zu einem Kriege 
gegen das Deutsche Reich zu veranlassen, wird wegen Landes- 
verraths mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren und, wenn der 
Krieg ausgebrochen ist, mit lebenslänglichem Zuchtliaus 
bestraft. 

§ 88: Ein Deutscher, welcher während eines gegen das 
Deutsche Reich ausgebrochenen Krieges in der feindlichen 
Kriegsmacht Dienste nimmt oder die Waffen gegen das Deutsche 
Reich oder dessen Bundesgenossen trägt, wird wegen Landes- 
verraths mit lebenslänglichem Zuchthaus oder lebenslänglicher 
Festungshaft bestraft. 

Ein Deutscher, welcher schon früher in fremden Kriegs- 
diensten stand, wird, wenn er nach Ausbruch des Krieges 
in der feindlichen Kriegsmacht verbleibt oder etc. 

§ 89: Ein Deutscher, welcher vorsätzlich während eines 
gegen das Deutsche Reich ausgebrochenen Krieges einer 
feindlichen Macht Vorschub leistet oder den Truppen des 
Deutschen Reichs oder der Bundesgenossen desselben Nach- 
theil zufügt, wird wegen Landesverraths mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren oder mit Festungshaft von gleicher Dauer bestraft. 
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt Festungshaft bis 
zu zehn Jahren ein. 

§ 90 : Lebenslängliche Zuchthausstrafe trifft einen Deutschen, 
welcher vorsätzlich während eines gegen das Deutsche Reich 
ausgebrochenen Krieges 

1. Festungen, Pässe, besetzte Plätze oder andere Ver- 
theidigungsposten, ingleichen Deutsche oder verbündete 
Truppen oder einzelne Offiziere oder Soldaten in feind- 
liche Gewalt bringt; 
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sich des Landesverraths schuldig macht, mit Strafe uiid 
zwar mit einer hohem Strafe, wenn der Landesverräter 
nach Ausbruch des Krieges sich des Verbrechens 
schuldig macht, als wenn er es in Priedenszeiten thut. 

Nach § 87 St. G. B. wird der sich einer landes- 
verrätherischen Handlung schuldig machende Deutsche 
strenger bestraft, wenn der Ausbruch des Krieges 
die Folge seiner Handlung war. „Es ist dies ein Quali- 
ficationsmoment der zuerst gedachten Handlung und es 
setzt daher die Strafe des lebenslänglichen Zuchthauses 
insbesondere die Absicht den Krieg zu veranlassen und 
den ursächlichen Zusammenhang der Handlung und des 
Krieges voraus", bemerkt v. Schwarze in seinemKommen- 
tar zum Reichsstrafgesetzbuch zu den Worten des § 87: 
„Wenn der Krieg ausgebrochen ist.**^) 

Eine nähere Bestimmung dafür, wann der Gesetz- 
geber den Krieg für ausgebrochen hält, giebt das Reichs- 
strafgesetzbuch, wie bei vielen andern Delikten nicht. 
Es bleibt der Völkerrechts- oder Strafrechtswissenschaft 
überlassen, den Zeitpunkt zu fixieren, wann noch Friede 
ist oder wann bereits der Kriegszustand eingetreten ist, 
und solange die Wissenschaft die Frage nicht beant- 
wortet hat, liegt es dem Richter, der das Gesetz anzu- 
wenden hat, ob, dies zu thun. Es sei im Folgenden 
versucht, den Begriffsinhalt der Kriegseröffnung näher 
zu bestimmen. 



5) Anderer Meinung Rüdorff und Oppenhoff. 
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§2. 

Untersuchung Qber das Requisit einer Kriegserklärung 

zur ErSfftanng des formell gerechten Krieges 
und Bestimmung des Begriffsinhalts „ausgehrochener 

Krieg." 

Kein Zweifel über den von uns zu prüfenden Zeit- 
punkt kann dann bestehen, wenn eine formelle Kriegs- 
erklärung zur Begründung eines formell gerechten i) 
Krieges als völkerrechtlich nothwendig anerkannt wird. 
Indessen ist die Frage lebhaft umstritten, ob durch den 
Beginn von Feindseligkeiten zwischen Staaten ohne eine 
Kriegserklärung gegen das Völkerrecht Verstössen wird 
und ob die Kriegserklärung den Ausbruch des Krieges 
bezeichnet. Wir unterscheiden bei Betrachtung dieser 
Frage mit Lueder^) zwischen der eigentlichen oder 
speciellen Kriegserklärung oder Ankündigung (indictio 
oder denuntiatio belli, declaration de guerre) und der 
blossen allgemeinen Kriegsverkündigung, eine Unter- 
scheidung, die von vielen Schriftstellern nicht gemacht 
wird, sodass nicht mit Sicherheit erkannt werden kann, 
ob nur die Entbehrlichkeit der Kriegserklärung oder die der 
Kriegsverkündigung überhaupt behauptet werden soll. 
Die erstere ist die an den Gegner selbst gerichtete formelle 
oder formlose Eröffnung, den Krieg mit ihm beginnen 
zu wollen, während die zweite „in einer öffentlichen Er- 
klärung, ganz allgemein oder an die neutralen Staaten 
oder die eigenen ünterthanen, auch wohl an die des 
feindlichen Landes, dass der Krieg mit einem dritten 
Staate begonnen werde," besteht. 

Eine mehr oder weniger feierliche Kjriegserklärung 



*) üeber iustum bellum s. Stoerk, Option und Plebiscit. 
S. 10 f. 

3) bei V. Holtzendorff Bd. IV, S. 335. 
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an den Gegner pflegte im Altertum^) und Mittelalter^) 
jedem gerechten Büege vorauszugehen. Die Grundsätze: 
Oportet ut bellum publice decretum sit und nullnm 
bellum esse iustum nisi quod aut rebus repetitis geratur 
aut denuntiatum ante sit et indictum (Cicero de officiis 
I, 11, 36) galten im Altertum allgemein. Zur Zeit 
Karls d. Gr. heisst es: Talis erat inter eos institutio, 
quod si aliquis treugam datam ante diffidentiam frangeret, 
statim interficeretur (Turpinus in Car. M. cap. 17.) Von 
Friedrich I. heisst es: Et quia Imperialis Majestas hosti- 
bus suis bella semper indicit, destinatus ab Imperatore 
ad Saladinum nuntius, ut vel Christianorum universitati 
satisfaciat in plenum vel diffiduciatus se praeberet ad 
bellum (Histor. Hierosol. 1177 Ducange verbo diffidare.) 
Die Goldene Bulle XVII, De diffidacionibus schreibt § 2 
vor, die litterae diffidacionis drei Tage vor Beginn der 
Feindseligkeiten zu schicken^). So halten denn auch 
manche Schriftsteller der Neuzeit eine solche noch jetzt 
für erforderlich^). „Es würde keine Treue und Glauben 

3) Zum Begriff eines formell gerechten Krieges gehörte den 
Römern die feierliche Kriegsandrohung und die darauf folgende 
Kriegserklärung. Ueber die Form der Kriegserklärung s. 
V. Holtzendorff, Handbuch Bd. I S. 269 f. 

*) Vergl. über die constitutiones, wonach den mittelalter- 
lichen deutschen Privatkriegen eine Kriegserklärung voran- 
zuschicken war und über die Form derselben Rettich S. 89 f. 
Vergl. auch Levy, a. a. 0. S. 8—27, der ausfuhrt, dass im 
8.— 10. Jahrhundert der unvermittelte üebergang vom Frieden 
zum Kriege die Regel war und dass der Mangel einer Kriegs- 
erklärung sowohl in äussern als auch innem Kriegen nichts 
auffallendes war. 

^) Geffcken in Labands und Stoerks Archiv S. 164; 
Heffter-Geffcken S. 258 Amn. 3. 

®) V. Bulmerincq b. Marquardsen S. 360: Nach ihm 
geschieht die Uebergabe der Kriegserklärung an den gegnerischen 
Staat durch eine in besonderer Mission dazu abgeordnete Per- 
sönlichkeit, gewöhnlich militairischen Ranges. — v. Mohl> 
a. a. 0. S. 454. 
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unter den Nationen stattfinden, sondern ein System der 
Isolirung und Furcht Platz greifen, wenn eine unerwartete 
Kriegsüberziehung in jedem Augenblicke befürchtet werden 
müsste", führt Heffter'O aus und ebenso äussern sich 
Berner®) und Feraud-Giraud^). Eine derartige ;,un- 
erwartete Kriegsüberziehuug" und ein „völlig unange- 
kündigter Krieg", die in jedem Augenblicke stattfinden 
könnten, wäre aber u. E. ein üeberfall. der nach 
allgemein anerkannten völkerrechtlichen Regeln als eine 
schwere Verletzung des Völkerrechts durchaus zu miss- 
billigen wäre. Jeder Krieg, zum mindesten der gerechte, 
hat seine Ursache, mag dieselbe nun in einer ernsten 
Rechtsverletzung oder einer gewaltsamen Besitzstörung, 
welche dem zum Kriege greifenden Staate widerfahren 
ist oder womit er in gefährlicher Weise bedroht ist, oder 
endlich in einer schweren Verletzung der allgemeinen 
Weltordnung bestehen ^^). Der den Frieden störende 
Staat ist sich dessen bewusst, dass die Verletzungen, die 
er einem andern zugefügt hat, ev. einen Krieg nach sich 
ziehen werden, und es wird diejenige „Kriegsspannung" ^^) 
eintreten, welche den verletzenden Staat vor einem üeber- 
fall oben geschilderter Art bewahren wird. Die Ereignisse, 
die schliesslich zu einem Kriege führen, entwickeln sich 
eben allmählich in längerer oder kürzerer Zeit. 

Während im Alterthum und Mittelalter bei ein- | 

tretenden Zwistigkeiten ad hoc bestellte Gesandte, legati 
populi Romani, Tcpdaßet^, von Staat zu Staat abgeordnet 
wurden, sind seit dem 17. Jahrhundert im ganzen civili- 
sirten Europa ständige Gesandschaften üblich ge- 



7) Heffter-Geffcken S. 256. 

8) a. a. 0. S. 105. ■ 

9) a. a. 0. S. 34 und 35. 

10) Bluntschli a. a. 0. § 516. 

") Bluntschli a. a. 0. § 523, Lueder S. 343. 
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worden. Die diplomatischen Vertreter der contrahiren- 
den Staaten stehen mit ihren Staatsoberhäuptern und den 
Ministern des Aeussern der sie empfangenden Staaten in 
fortwährendem mündlichen oder schriftlichen Verkehre, 
wodurch etwa am politischen Horizonte aufsteigendes 
trübes Gewölk jederzeit dem Gegner kundgethan wird. 
Als im Jahre 1870 der Prinz Leopold von HohenzoUern 
vom spanischen Ministerrath als Candidat für den 
spanischen Königsthron bezeichnet worden war und der 
Kaiser von Frankreich sich durch die vom Könige 
von Preussen für die HohenzoUernsche Thron- 
kandidatur gegebene Autorisation verletzt fühlte, weil 
König Wilhelm sich nicht vorher in irgend einer Weise 
mit der kaiserlich französischen Regierung ins Einver- 
nehmen gesetzt habe, da kam es in Paris zu einer Unter- 
redung zwischen dem preussischen Botschafter, Freiherrn 
von Werther und dem französischen Minister des Aeussern, 
Herzog von Grammont, an welcher dann noch der 
französische Justizminister Ollivier theilnahm. Diese 
Unterredung, die darin gipfelte, dass Grammont und 
Ollivier „dringend und inständigst" den Botschafter baten, 
er möge dem König von Preussen „telegraphisch" die 
Nothwendigkeit eines königlichen Entschuldigungs- 
schreibens ans Herz legen, wurde dem König Wilhelm 
übermittelt ^2), und nun entwickelten sich noch weitere 
diplomatische Verhandlungen, die den Krieg als sicher 
bevorstehend erkennen Hessen. Bald erfolgte auch die 
Kriegserklärung von Seiten Frankreichs. Als ein 
„völlig unangekündigter" Krieg oder ein Ueberfall wäre 
derselbe nicht zu bezeichnen gewesen, selbst wenn eine 
Kriegserklärung französischerseits nicht erfolgt wäre. 
Der Norddeutsche Bund stand eben vor der Alternative, 

") Staatsarchiv Bd. XIX. No. 4022. Botschafter in Paris 
an S. M. den König von Preussen. 
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sich vor Frankreich zu demüthigen oder es auf eine 
Entscheidung mit den Waffen ankommen zu lassen. 
Zwar ist, wie gesagt, eine Kriegserklärung von Seiten 
Frankreichs erfolgt, aber mit der Bestimmung, dass der 
Kriegszustand im Moment der Uebergabe der Erklärung 
eintreten solle. ^^ 

^) Die französische Kriegserklärung, die der französische 
Geschäftsträger in Berlin dem Königlich Preussischen Minister 
des Auswärtigen überreichte, lautet wie folgt: 

Berlin, 19. JuiUet 1870. 
Le Soussigne, Charge d'affaires de France, en execution 
des ordres qu'il a re^us de son Gouvernement, a l'honneur de 
porter ä la connaissance de Son Excellence Monsieur le Ministre 
des affaires etrang^res de Sa Majeste le Roi de Prasse la com- 
munication suivante: 

Le Gouvernement de Sa Majeste l'Empereur des FranQais, 
ne pouvant regarder que comme une entreprise dirigee contre 
la securite territoriale de la France le projet d'elever un Prince 
prassien au trone d'Espagne, s'est trouve dans la necessite de 
demander ä Sa Majeste le Roi de Prasse V assurance qu' une 
teile combinaison ne pourralt se realiser avec son assentiment. 

Sa Majeste le Roi de Prasse s' etant refuse, k donner cette 

assurance et ayant temoigne au contraire, ä 1' Ambassadeur de 

Sa Majeste l'Empereur des FranQais qu^il entendait se reserver, 

pour cette eventualite comme pour toute autre, la facult6 de 

consulter les circonstances, le Gouvernement imperial a du voir 

dans la declaration du Roi une arriere-pensee mena^ante pour 

la France comme pour l'equilibre general des forces en Europe. 

Cette declaration a ete aggravee encore par la notification faite 

aux cabinets du refus de recevoir 1' Ambassadeur de TEmpereur 

et d'entrer dans aucune explication nouvelle avec lui. — En 

consequence, le gouveraement de Sa Majeste Imperiale a juge 

qu'il avait l'obligation de pourvoir immediatement ä la defense 

de son honneur et de ses interets compromis et, resolu ä 

prendre, k cet effet, toutes les mesures conunandees par la 

Situation qui lui est faite, il se considere, des ä present, comme 

etant en etat de guerre avec la Prasse. 

Le Soussign6 a l'honneur etc. 

(signe) Le Sourd. 

Vergl. Staatsarchiv. Bd. XIX. No. 4053. 
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Eine derartige Kriegserklärung aber oder eine solche, 
die einen ganz nahen Termin für den Beginn der Feind- 
seligkeiten festsetzt ^^), ist kaum zu unterscheiden von 
einem sofortigen Vorgehen des Angreifers i^). Eine andere 
Frage ist es freilich, ob die Interessen der Politik ge- 
statten werden, dem Gegner durch Gewährung eines 
langem Zeitraums zwischen der Kriegserklärung und dem 
Beginn der Feindseligkeiten gewissermassen eine Vor- 
bereitungsfrist zu verstatten. ^^) 

Nach alledem glauben wir, dass es einer Kriegs- 
erklärung zur Begründung eines formell gerechten Krieges 
nicht bedarf, es sei denn, dass die Nothwendigkeit einer 
solchen vertragsmässig festgesetzt sei; und mit BQüber^^) 
ist zu sagen, dass ein Krieg ohne vorhergegangene An- 
kündigung darum noch kein Raubkrieg ist. Dies wird 
auch dadurch dargethan, dass seit dem 17. Jahrhundert 
eine grosse Anzahl Kriege ohne vorherige Erklärung 
oder bei denen dieselbe erst nach Beginn der Feind- 
seligkeiten erfolgt ist, geführt worden ist. Ausser den 



^*) Vergl. Bluntschli a. a. 0. § 525, der unter Umständen 
eine ganz kurze Frist, vielleicht von wenigen Tagen, wenn die 
Gefahr drängt, sogar von wenigen Stunden, genügen lässt. 

'^) Lueder a, a. 0. S. 346 Anm. 13; Auetor cit. hat vorher 
(S. 348) ausgeführt: Die Bestimmung, dass der Kriegszustand 
vom Augenblicke der überreichten Kriegserklärung als ein- 
getreten betrachtet werden solle oder die Fixirung eines ganz 
nahen Termins des Kriegsausbruchs stelle nichts von einem 
»üeberfalle" Unterscheidendes dar. Bei vorhandener Kriegs- 
spannung aber liege in dem Vorgehen ohne Kriegserklärung 
ein Ueberfall ebensowenig, wie bei einem wirklichen, unver- 
muteten, unrechtlichen Ueberfalle durch eine einen ganz nahen 
Termin setzende Publication an der Thatsache eines solchen 
etwas geändert würde. 

Iß) Siehe hierüber Lueder a. a. 0. S. 343 und 345 und 
Bluntschli § 522. 

i'O a. a. 0. § 238. Anmerk. 
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von Preussen gegen Schleswig-Holstein 1864 und gegen 
Oesterreich 1866 geführten Kriegen finden wir speciell 
am Ende des 18. und im 19. Jahrhundert eine Anzahl 
Aggressionen, die ohne vorherige Kriegserklärung haupt- 
sächlich von England, Prankreich und Russland ins 
Werk gesetzt sind. Abgesehen von den Wahlstätten von 
Alexandrien im Jahre 1882, den Kämpfen bei Pu-Tscheu 
und auf Pormosa im Jahre 1884 sind eine Anzahl 
anderer kriegerischer Aktionen, wie die gewaltsame Be- 
setzung der Reichsfestung Mainz, die Erstürmung der 
Rheinschanze der Pestung Mannheim, die Blokade und 
Occupation der wichtigen Pestung Ehrenbreitstein zu er- 
wähnen, sämmtlich kriegerische Unternehmungen der 
republikanischen Armee nach abgeschlossenem Prieden 
von Campo-Pormio. Auch an den Seekampf bei Kopen- 
hagen am 2. April 1801 sei hier erinnert; ohne vorherige 
Kriegserklärung erfolgte von Seiten Englands der An- 
griff auf Kopenhagen und auf die unter dessen Werken 
gelegene dänische Plotte. Sechs Jahre später, als Däne- 
mark sich anschickte, die Continentalsperre Napoleons I. 
zu unterstützen, setzte es sich abermals dem Hasse Eng- 
lands aus, dessen Plotte segelte unter Admiral Lord 
Gambier am 26. Juli 1807 nach Dänemark und er- 
öffnete dort, ohne eine Kriegserklärung abzuwarten, die 
Feindseligkeiten. Im Laufe derselben ward Kopenhagen 
belagert und kapitulirte am 7. September unter den 
härtesten Bedingungen. Die ganze dänische Plotte und 
alle ihre Vorräthe fielen in die Hände der Engländer. ^^) 
Wenn nun gleichwohl in der Neuzeit im deutsch-französischen 
und russisch-türkischen Kriege eine Erklärung stattgefunden 
hat, so brauchen wir nicht mit Bemer^^) die Rückkehr 



^^) lieber die citirten Beispiele vergl. Krieg ohne Kriegs- 
erklärung. Weitere Beispiele geben an: Calvo a. a. 0. § 1664 
und Feraud-Giraud a. a. 0. S. 28 f. 

19) a. a. 0. S. 106. 
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zu der altem Sitte der Kriegserklärung als eine Forderung 
der fortschreitenden Entwickelung des Völkerrechts aus- 
zusprechen. 

Anstatt der Kriegserklärung sind in der neuesten 
Zeit Küegsverkündigungen üblich geworden. Man hat 
öffentliche Erklärungen an alle Welt, an die eigenen 
Unterthanen, sowie die des feindlichen Landes ^O) er- 
lassen und hat den neutralen Staaten den Kriegsbeginn 
durch Noten, Manifeste und Veröffentlichungen in Amts- 
blattern bekannt gegeben. So sind z. B. in England alle 
neueren Kriege, die es geführt hat, durch Königliche Pro- 
klamation in der „London Gazette" bekannt gemacht. 2^) 
Auch in einem Ultimatum oder einer bedingten Kriegs- 
erklärung hat man sich an den Gegner gewandt und 
ihm bedeutet, dass er den Krieg dann als erklärt an- 
zusehen habe, wenn er nicht eine bestimmte Handlung 
vornehme oder unterlasse 2^), eine Art der Kriegserklärung, 



^) Proklamation des Königs von Preussen im deutsch- 
franzosischen Kriege an die eigenen Unterthanen und an das 
französische Volk s. Staatsarchiv Bd. XIX. No. 4089 u. 4091- 

^*) Beispiele aus dem deutsch-französischen Kriege im 
Staatsarchiv Bd. XIX. [Mit Rücksicht auf die dogmatische und 
praktische Bedeutung, welche diesen englischen Kriegs- 
proklamationen zukommt, die in der Litteratur wiederholt 
citirt, jedoch meines Wissens nirgends in der thatsächlichen 
Rechts form vorgeführt werden, erschien es angezeigt im An- 
hang eine solche typische Form der englischen Kriegsver- 
kiindigung in extenso zu publiciren. Die dem sog. Krimkriege 
vorausgegangene Proklamation ist enthalten in Numb. 21536 
des Supplement to the London Gazette of Tuesday the 28th 
of March. 1854. Ich verdanke das Exemplar der gütigen Ver- 
mittlung der Kais. Botschaft zu London, der ich hiermit für 
die mir erwiesene Förderung meinen ehrerbietigen Dank aus- 
spreche (s. Anhang). 

22) Lueder a. a. 0. S. 339 Note 22 und S. 344. Geffcken 
in Laband-Stoerks Archiv S. 165, der sich der Ansicht 
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die der kriegbeginnende Staat, wenn er überhaupt noch 
die Absicht der gütlichen Beilegung des Streites hat, zu- 
meist wählen wird. Hierdurch wird denn auch ein 
wesentliches Moment, welches verschiedene Schriftsteller 2«^) 
zur Forderung einer formellen Kriegserklärung bewogen 
hat, um so mehr hinfällig, als der angegrifiPene Staat 
jeder Zeit in der Lage ist, von seinem Unrechte zurück- 
zutreten und den Krieg und die für denselben zu bringen- 
den Opfer zu ersparen. — Andererseits sind in der Neu- 
zeitKriege ohne irgend eine vorhergegangene Verkündigung 
geführt worden, und es entsteht nun die Frage, ob der- 
artige Unterlassungen Verletzungen von Völkerrechts- 
normen darstellen oder ob eine Völker- oder kriegsrecht- 
liche Verpflichtung zu obiger Publicirung nicht besteht. 
Wie bei der Frage nach der Nothwendigkeit einer 
Kriegserklärung, so sind auch hier die Ansichten der 
Schriftsteller getheilt und viele 2^) halten mit Rücksicht 
auf die Rechtsverhältnisse der Neutralen und Privat- 
personen der kriegführenden Staaten eine an dieselben 
mittelst eines Manifestes gerichtete Bekanntmachung, dass 
die Regierung genöthigt sei, mit einem andern Staate 
einen Krieg zu beginnen, für ausreichend aber auch er- 
forderlich, eventl. unter Darlegung der Gründe. In der 
That ist es richtig, dass für Private wie für Neutrale 
vom Beginn des Krieges an gewisse Verbindlichkeiten 
wirksam werden, welche sie dem Kriegszustande gegen- 
über zu beachten haben, und manche Rechtsverhältnisse 
sind verschieden zu beurtheilen, je nachdem der Krieg 



Calvos (a. a. 0. § 16G3) anschliesst und es für nothwendig 
hält, dass „un fait solennel constate indubitablement l'etat 
de guerre et le' rende public." Res eh a. a. 0. S. 22 Anm. 5. 

23) V. Mo hl a. a. 0. S. 454 f; Feraud-Giraud S. 35. 

^) Bluntschli a. a. 0. § 522. Heffter-Geffcken a. 
a. 0. S. 257. Rettich a. a. 0. S. 144. 
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zur Zeit ihrer Begründung bereits begonnen hatte, oder 
der Friede noch gesichert war. Indessen dürften in der 
Neuzeit bei der Oeflfentlichkeit der parlamentarischen 
Verhandlungen, dem entwickelten Fernsprechverkehr und 
ausgebildeten Presswesen, im Zeitalter des Dampfes und 
der Electricität, Private wie Neutrale leicht im Stande 
sein, sich über die politischen Verhältnisse der Staaten 
zu unterrichten. Auch werden, wie Bemer^^) zugiebt, 
bei dem gegenwärtigen Verkehre der Staaten und der 
gesteigerten Oeffentlichkeit die Rüstungen eines Staates 
deni andern nicht leicht verborgen bleiben. Ebenso 
macht die Publicität der heutigen Zeit das von Feraud- 
Giraud*^ in Aussicht gestellte Interesse des Angreifers, 
sich durch etwaige Verkündigungen und Manifeste der 
Sympathieen anderer Mächte zu versichern, illusorisch 
um so mehr als „an ein thatsächliches, ihn unterstützen- 
des oder kriegverhinderndes Einschreiten der dritten 
Mächte bei noch so gerechter Sache des Darlegenden 
wohl nicht gedacht werden kann.^T) 



25) a. a. 0. S. 106. 

36) a. a. 0. S. 35 unten. 

27) Vergl. hierzu Märten s a. a. 0. § 109 (S. 488 f.), 
Bluntschli: Das moderne Völkerrecht im französisch-deutschen 
Kriege, wo Verf. S. 11 ausführt, dass die Neutralen verpflichtet 
waren, den Friedensbruch wo möglich zu verhüten, und dass 
zwar die kleinen unter den neutralen Mächten kein Vorwurf 
trifft, weil sie sich dem Streite der Mächtigen gegenüber stül 
verhielten, wohl aber die grossen, und Lue der a. a. 0. S. 344, 
der weder eine Kriegserklärung noch eine Kriegsverkündigung 
im bestehenden Rechte für begründet erachtet, gleichwohl aber 
vor Beginn der Feindseligkeiten eine Verkündung und zwar 
an den Gegner selbst, mit Recht als das Richtigste anerkennt. 
Vergl. auch v. Mohl a. a. 0. S. 459, der es dahingestellt sein 
lässt, inwiefeni eine Benachrichtigung an den Gegner Ritter- 
pflicht ist. 
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Somit bedarf es einer Kriegsverkündigung nicht, 
und sie sowohl als Kriegserklärung sind nicht als wesent- 
liche Momente eines ausgebrochenen Ejieges anzusehen. 

Es kann vielmehr, um die Antwort auf die im Thema 
gestellte Frage gleich hier zu geben, eine genaue Fixirung 
des Momentes des Ausbruchs eines Krieges im rechtlichen 
Sinne für alle Kriegsfalle nicht gegeben werden. Es 
ist quaestio facti, wann ein Krieg begonnen hat. Ist 
eine Kriegserklärung den Feindseligkeiten vorausge- 
gangen, so wird, falls in derselben ein Termin gesetzt 
ist, an diesem der Krieg als ausgebrochen gelten, ist ein 
solcher nicht gesetzt, so wird der Kriegszustand sofort 
mit üebermittelung der Erklärung an den Gegner als 
eingetreten zu erachten sein, selbst wenn das äussere 
Moment einer militärischen Angriflfshandlung noch nicht 
vorliegt. Es entspricht dies theils der thatsächlichen Natur 
des Krieges, theils der ausdrücklichen Willensbestimmung 
der Kriegspartei. 28) Wie wir indessen nachzuweisen ver- 
sucht haben, braucht eine Kriegserklärung dem Kriege nicht 
vorauszugehen- In diesem Falle erfolgt der Kriegsanfang 
durch thatsächliche üebung von Gewaltmassregeln und zwar 
auch dann, wenn die Abwehr derselben von der andern 
Seite noch nicht begonnen hat; denn die angegriffene 
Partei hat jetzt* das Eecht, das Kriegsrecht als einge- 
treten zu erachten und sich dementsprechend zu ver- 
halten. Nur der Fall würde eine Ausnahme involviren, 
wenn auf die Feindseligkeiten der einen Partei von der 
andern überhaupt nicht reagirt würde. Ein Blick auf 
den Begriff des Krieges wird die Ausnahme sowie die 
vorher ausgesprochene Regel bestätigen. Unter Krieg 
verstehen wir einen Kampf, in dem zwei Staaten ver- 



28 



') Bluntschll a. a. 0. § 527. 
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suchen, gewaltsam einen Gegensatz der Interessen und 
Ansprüche, der durch Mittel der Verständigung oder 
Acte einseitiger Selbsthilfe nicht ausgleichbar erscheint, 
dadurch zu überwinden, dass jeder der Gegner mit An- 
spannung aller Kräfte die Mittel zu vernichten strebt, 
durch welche der Gegner seinen Willen aufrecht erhält 2^) 
oder kurz den zwischen Staaten mit Waffengewalt ge- 
führten Kampf. Sein Begriff besteht deshalb in der 
physischen Gewalt, die von Staaten gegen einander an- 
gewandt wird. Ein Kampf setzt aber Gegenseitigkeit 
voraus, d. h. ein Bingen auf beiden Seiten, einen An- 
greifer und einen Angegriffenen, der sich nach erfolgtem 
Angriff auch wehrt. Daher kann von einem Kriege 
nicht die Rede sein, wenn sich ein Staat die von einem 
andern gegen ihn angewendete Gewalt ohne Widerstand 
zu leisten, gefallen lässt. Es kann ferner, wie oben be- 
merkt, ein Krieg auch ohjje Kriegserklärung thatsäohlich 
durch Acte der militärischen Gewalt begonnen werden;, 
denn Wesen und Begriff des Kiiegs liegt eben in der 
Anwendung der Waffengewalt zwischen Staaten, und der 
Krieg ist ausgebrochen,sobald eine die normale friedens- 
rechüiche Exekution übersteigende Gewalt geübt ist. 
Diese Thatsache lässt an Stelle des bisherigen Friedens- 
zustandes den Kriegszustand treten und gewährt beiden 
Theilen den Anspruch auf Geltung und Anwendung des 
Kriegsrechts. ^) Mit Lueder ist daher zu sagen: „Selbst 
wenn die Thatsache der kriegerischen Gewalt ohne 
Weiteres in allen Fällen für unrechtlich, böse, vermeidbar 



**) Geffeken in Labands und Stoerks Archiv S. 157. 

^) Vergl. Lueder a. a. 0. S. 175 ff, 332 f; Heffter- 
Geffcken S. 258. Anm. 1; v. Schwarze Commentar zu § 89 
Str. G B, Nach Oppenhoff Anm. 2 zu § 88 Str. G. B. bildet „den 
Anfangspunkt der Zeit des ausgebrochenen Krieges die erste 
ausdrückliche oder that sächliche Kriegserklärung." 
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zu halten wäre, so würde mit ihr, sobald sie thatsächlieh 
ausgebrochen, gerechnet werden müssen, ebenso gut wie 
von der Rechtsordnung im innern Staatsleben selbst mit 
den Verbrechen der Einzelnen zu rechnen ist." 



§3. 

Yerhältnlss des Eriegsbeginns zum Abbrach 
der diplomatischen Beziehungen. 

Im Nachstehenden soll uns die Frage beschäftigen, 
wie weit in Ermangelung einer ausdrücklich und formellen 
Kriegserklärung der Ausbruch des Krieges, also der Zu- 
stand „des ausgebrochenen Krieges" mit seinen recht- 
lichen Wirkungen symptomatisch erkannt werden kann. 

Wie bereits im vorigen Paragraphen erwähnt, sind 
seit dem 17. Jahrhundert im ganzen civilisirten Europa 
ständige Gesandschaf ten üblich geworden, nachdem solche 
bereits im 15. und 16. Jahrhundert vereinzelt in West- 
Europa vorgekommen waren. Hatte man im Mittelalter 
ein unüberwindliches Misstrauen gegen die stehend be- 
glaubigten Gesandschaften gehegt, weil man sie für 
Kundschafter und Spione hielt, so trat seit Ferdinand 
dem Katholischen ein Umschwung ein, umsomehr, als in 
diese Zeit die Consolidirung der Nationalitäten und der 
drei grossen Staaten Frankreich, Spanien und England 
unter starker monarchischer Gewalt in die Erscheinung 
trat und die ständigen Gesandschaften bei der gewonnenen, 
innern Einheit der Länder in der Erhaltung und Be- 
festigung freundschaftlicher Beziehungen mit anderen 
Staaten ein günstiges Feld für ihre diplomatische Thätig- 
keit fanden^). Auch gegenwärtig gilt ganz allgemein 
das Vorhandensein ständiger Gesandschaften als wesent- 



1) Gelfcken bei v. Holtzendorff Bd. III, S. 615. 
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liches Element eines friedlichen Völkerverkehrs. „Die 
Gegenwart einer ständigen Gesandschaft symbolisirt so- 
gar den weniger freundlich gesinnten Völkern gegenüber 
die dem Auslande zu erweisende, verkehrsrechtliche 
Rücksicht; sie gewöhnt aussereuropäische Nationen an 
freundschaftlichen Verkehr mit den Fremden. Aus 
diesem Grunde war es nicht ohne Wichtigkeit, dass die 
Westmächte in dem letzten' Chinesischen Kriege das 
Eecht einer ständigen Gesandschaft erzwangen" 2). Da 
in der neuesten Zeit bei Ausbruch eines Krieges an Stelle 
einer Kriegserklärung mehrfach Abberufung der Gesandten 
und politischen Agenten getreten ist, so liegt die Frage 
nahe, wie sich der Abbruch der diplomatischen Be- 
ziehungen zum Ausbruch eines Krieges verhält. Mit der 
Mehrzahl der Schriftsteller^) ist zu sagen, dass beide 
nicht einander gleich zu achten sind. Zwar ist der Ab- 
bruch der diplomatischen Beziehungen oft das Merkmal 
ernsthafter Zwistigkeiten und man hat ihn vielfach als 
equivalant^) der Kriegserklärung angesehen und den 
Krieg unmittelbar nachher eröffnet. Aber der diplo- 
matische Verkehr wird oft auf längere Zeit unterbrochen, 
ohne dass Feindseligkeiten daraus folgen. Allerdings ist 
er auch mehrmals in Verträgen als das den Moment des 
Kriegsanfangs Entscheidende erklärt worden. So heisst 
es in einem zwischen England und Portugal am 19. Februar 
1816 geschlossenen Vertrage: „S'il survenait un malen- 
tendu, une cessation d'amitie on une rupture entre les 
deux couronnes (ce dont Dien nous preserve!) la rupture 
ne serait censee exister qu'apres le rappel ou le depart 



2) v. Holtzendorff-Stoerk, Encykl. S. 1316 u. 1317. 

3) V. Bulmerincq b. Marquardsen S. 360, Heffter- 
Geffcken S. 258, Anm. 4, Resch S. 21, Lueder S. 340. 

*) Calvo a. a. 0. S. 37, § 1655. 
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de leurs agents diplomatiques respectifs'' ^). Andererseits 
aber werden die gesandschaftliehen Fnnetionare gerade 
zu dem Zwecke der Verhinderung eines drohenden Krieges 
und der Wiederherstellung des guten Einvernehmens 
zwischen den Staaten in ihre Heimat zurückberufen; 
kann doch der aus dem Aufhören jedes geordneten, 
freundlichen Verkehrs entstehende Nachtheil eine Ver- 
anlassung zu einer Wiederannäherung geben, damit der 
frühere, vortheilhafte Zustand wieder zurückkehre. Mit 
Kecht begrüsst daher y. Mohl^) die Einführung dieses 
„gewaltsamen Schutzmittels^ im positiven europäischen 
Völkerrecht als „ein Zeichen weiter fortschreitender Ge- 
sittung, indem in Fällen, welche früher zu einer unmittel- 
baren Eröffnung von Feindseligkeiten geführt hätten, jetzt 
doch noch ein letzter Zwischenversuch zur Wiederher- 
stellung eines allen Theilen nützlichen Verhältnisses 
gemacht wird", und der Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen ist dann, ebenso wie Embargo und Friedens- 
blokade, ein weniger eingreifendes Mittel der Selbsthilfe, 
ein Zwangsmittel ohne Kriegt). Unzweifelhaft femer 
wird der ständige, politische Verkehr unmittelbar nach 
der Kriegseröffnung abgebrochen werden, falls dies nicht 
schon vorher geschehen ist. 

Als Besultat für unsere Untersuchung ergiebt sich 
mithin, dass man aus dem Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen zweier Staaten nicht unbedingt darauf 
schliessen kann, dass der Krieg zwischen ihnen aus- 
gebrochen ist. ^) 






^) Calvo § 1655. Calvo giebt ferner folgende Verträge 
Brasiliens mit gleicher Bestimmung an: 1826 mit Frankreich, 
1827 mit England und Preussen, 1828 mit Dänemark. 

ß) V. Mohl a. a. 0. S. 452 u. 453. 

7) Resch a. a. 0. S. 21. 

8) Vergl. auch Schlief a. a. 0. Abschnitt 7, Seite 222 ff. 
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Nicht unerwähnt sei hier das Verhältniss des Ab- 
bruchs des diplomatischen Verkehrs seitens des Deutchen 
Keichs mit andern Staaten zu dem der Deutschen Einzel- 
staaten. Nach Art. 11 der KeichsTerfassong hat der 
Kaiser „Das Eeich völkerrechtlich zu vertreten, 
im Namen des Keichs Krieg zu erklären und Frieden 
zu schliessen, Bündnisse und andere Verträge mit fremden 
Staaten einzugehen; Gesandte zu beglaubigen und 
zu empfangen." Hiernach ist dem Kaiser die Führung 
der auswärtigen Angelegenheiten des Reichs übertragen 
und die Befugniss beigelegt, das dem Reiche völkerrecht- 
lich zustehende Gesandschaftsrecht auszuüben. Aber 
durch den Art. 11 der R. V. ist dem Kaiser nicht das 
„ausschliessliche" Gesandschaftsrecht übertragen, vielmehr 
ist den Eiuzelstaaten zur Wahrung ihrer Sonderinteressen 
das active und passive Gesandschaftsrecht sowohl mit 
fremden Staaten neben dem des Reichs als auch unter 
sich belassen worden. Das Recht des Reiches, Gesandte 
zu schicken und zu empfangen, konkurrirt also mit dem 
der Bundesstaaten. Wenn nun ein Einzelstaat den 
diplomatischen Verkehr mit einem fremden Staate wegen 
einer Streitfrage abbricht, die nur seine Partikularinteressen 
betrifft, so können die Beziehungen des Reichs zu dem 
betr. Staate davon ganz unberührt bleiben. Aber der 
Abbruch der gesandtschaftlichen Beziehungen des Reiches 
mit einem andern Staate zieht auch den, welchen die 
Einzelstaaten etwa mit demselben haben, nach sich; denn 
ein solches Ereigniss kann nur eine Folge von Verwicke- 
lungen sein, die die auswärtige Politik betreffen und die 
Leitung der auswärtigen Angelegenheiten steht nach dem 
oben citirten Art. 1 1 der R. V. dem Reiche allein zu. ^) 



9) Vergl. hierzu Geffcken bei v. Holtzendorff Bd. III. 
S. 623 f. und Laband a. a. 0. Bd. n. S. 2 flf. 
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§4. 

Begriffliehe Bestimmuiig des Eriegsausl^raclis 
im Falle eines Offensiv- und Defensivkriegs speciell 

naeli Deutschem Eeiehsrecht. 

Auf eine in der Kriegsrechtslitteratur gemachte 
Unterscheidung zwischen OffensiT- uad Defensivkrieg 
näher einzugehen, nöthigt uns der thatsächliche Eechts- 
zustaüd des Deutschen Reiches speciell die Vorschrift im 
Artikel 11 Abs. 2 der Reichsverfassung. Der Passus, 
der in der Verfassung des Norddeutschen Bundes nicht 
enthalten war, sondern erst bei dem Hinzutritt der süd- 
deutschen Staaten^) eingeschaltet worden ist, lautet: 
„Zur Erklärung des Kriegs im Namen des Reichs ist die 
Zustimmung des Bundesraths erforderlich, es sei denn, 
dass ein Angriff auf das Bundesgebiet oder dessen Küsten 
erfolgt." Präsumiren wir, was auch von Lue der 2) be- 
wiesen ist, dass die Kriegsursachen sehr mannigfache 
sind — wir erinnern nur an die Civilisations- und 
Religionskriege — und dass sich nicht immer genau 
fesstellen lässt, wer Angreifer und wer Angegriffener ist, 
so können wir doch für die Fälle, wo der Grund zu 



^) Die Bestimmung des Abs. 2 Art. 11 findet sich zuerst 
in der seitens des Norddeutschen Bundes mit den Grossherzog- 
tümern Baden und Hessen vereinbarten Verfassung des Deutschen 
Bundes. Das Protokoll, betr. die Vereinbarung zwisclien dem 
Norddeutschen Bunde, Baden und Hessen über Gründung des 
Deutschen Bundes und Annahme der Bundesverfassung, vom 
15. Nov. 1870, sowie die Protokolle über den Beitritt Württem- 
bergs und Bayerns zur Verfassung des Deutschen Bundes finden 
sich bei Stoerk, Handbuch der Deutschen Verfassungen, 
S. 28—41. Vergl. auch die stenographischen Berichte über die 
Verhandlungen des Reichstags des Norddeutschen Bundes 
I. Legislatur-Periode (II. Ausserordentliche Session 1870), Sitzung 
vom 5. Dezember, S. 70 und Anlage Nr. 7 zu den stenogra- 
phischen Berichten S. 16. 
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einem Kriege eine Rechtsverletzung bildet, mit Sicherheit 
die Angriffs- und Vertheidigungsstellung der Partei be- 
stimmen. Dass nicht, ebenso wie vom militärischen 
Standpunkte aus betrachtet, der rein äusserliche mili- 
tärische Verstoss, der „Anfang mit Gewaltthätigkeiten", 
der „factische Angriff", der „in seinen Operationen 
aggressive" Krieg das Qualificationsmoment für die 
Offensiv- und Defensivstellung im völkerrechtlichen Sinne 
abgiebt, ist allgemein anerkannt^). Ein Gleiches ist zu 
sagen von der Kriegserklärung, die überdies, wie in § 2 
nachzuweisen versucht, zum Ausbruche eines Krieges 
nicht einmal erforderlich ist. Als Angreifer hat vielmehr 
der zu gelten, der die Rechte eines andern, dessen Ehre, 
ünabhängkeit und Sicherheit widerrechtlich verletzt oder 
bedroht und somit die Ursache ist, dass eine Kriegs- 
spannung eintritt, die schliesslich zum Austrag mit den 
Waffen führt. Vertheidiger dagegen ist der, welcher die 
ihm angethane oder angedrohte Verletzung mit Waffen- 
gewalt von sich abzuwehren genöthigt ist. In dem eben 
ausgeführten Sinne ist die im cit. Art. 11 Abs. 2 der 
R. V. gemachte Unterscheidung zu versehen. 

Bringen wir nun dies Resultat mit der im Thema 
gestellten Frage in Verbindung, so ergiebt sich, dass zum 
Ausbruch eines formell gerechten Angriffs-Krieges von 
Seiten Deutschlands die Zustimmung des Bundesraths 
erforderlich ist; denn nur einen andern Ausdruck für 
Offensivkrieg haben wir in den Worten „Erklärung des 
Krieges" im Art. 11 R. V. zu finden, und keineswegs 
hat der Gesetzgeber das Völkerrechtliche Erforderniss 
einer Kriegserklärung zum Ausbruch eines Krieges 
ausdrücken wollen. Dagegen bedarf der Kaiser als oberster 

2) a. a. 0. §§ 49, 57, 58. 

3) Klüber § 235, v. Bulmerincq bei Marquardsen § 92 
S. 357, Neumann § 39a, Lueder § 59. 
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Kriegsherr der Zustimmung des Bundesratiis zum Beginn 
eines Krieges nicht, wenn ein Angriff auf das Bundes- 
gebiet oder dessen Küsten erfolgt*); denn dann ist der 
Krieg bereits „ausgebrochen" und für Deutschland zum 
Vertheidigungskrieg geworden. Von diesem Rechte des 
Kaisers sagt Laband^) treffend, dass es nicht nur un- 
abhängig dayon ist, dass der Einzelstaat, gegen dessen 
Gebiet der Angriff erfolgt ist, die Hilfe des Eeichs ver- 
langt, sondern dass es selbst dann bestehe, wenn der 
Einzelstaat gegen diese Hilfe protestiren und sich direct 
mit dem Gegner vergleichen wolle. 

Ausser den friedlichen Mitteln zur Beseitigung inter- 
nationaler Streitigkeiten, als diplomatische Unterhandlungen, 
gute Dienste, Vermittelung und schiedsrichterliche Ent- 
scheidung, giebt es andere, immerhin noch friedliche und 
jedenfalls weniger gewaltsame Mittel als der Krieg, die 
zur Schlichtung der Conflicte zwischen Staaten dienen, 
nämlich Retorsion, Repressalien, Embargo und Friedens- 
blokade. Zwar bedeutet die Verhängung von Retorsion 
(von retorquere) und Repressalien (von reprehendere und 
reprendere, französisch represailles, englisch reprisal, 
italienisch rappresaglia und ripresaglia) oft den Anfang 
offener, kriegerischer Feindseligkeiten und Repressalien 
werden häufig während eines herrschenden Krieges aus- 
geübt. Sie enthalten dann gleichsam die „Ausübung einer 



*) Vergl. hierzu Stoerks Darstellung der Materie unter 
„Landesgrenzsachen** im 2. Bande des v. Stengeischen Wörter- 
buchs des Deutschen Verwaltungsrechts S. 4 „Schutz der Grenze." 
Hier wird unter Angriff im Sinne des Art. 11 R. V. nicht nur jede 
unmittelbare durch kriegerische Mittel bewirkte Störung der 
Friedensordnung an den Grenzen des Gebiets, sondern auch jede 
mittelbare aus feindlichen Absichten hervorgehende, gegen unsere 
Grenzen und Küsten gerichtete Massregel, wie generelle Verkehrs- 
absperrungen, Blokaden etc. verstanden. 

5) a. a. 0. Bd. 1. S. 187. 
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Strafgewalt des einen der kriegführenden Staaten wider 
den andern, der sich eine Verletzung einer feststehenden 
Kriegsregel hat zu Schulden kommen lassen." ^) Aber 
auch vor dem Ausbruch eines Krieges werden, wie 
bemerkt Retorsion und Repressalien geübt, sei es, dass 
ein Staat die ihm von einem andern zugefügte Unbilligkeit, 
sei es, dass er die ihm zugefügte Rechtswidrigkeit mit 
einer gleichen oder ähnlichen Handlungsweise erwidert. 
Der die genannten Zwangsmittel anordnende Staat befindet 
sich in einer Defensivstellung und bleibt in einer solchen, 
wenn der Gegner seinerseits den Repressalien Gewalt- 
massregeln entgegensetzt. Durch die Anwendung der 
Gewalt ist sodann der Krieg als ausgebrochen anzusehen. 
Auch die Verhängung des Embargo (vom spanischen 
embargar = anhalten) ist in Friedenszeiten als Repressalie 
möglich und üblich, indem ein Staat auf Vermögensstücke, 
insbesondere Schiffe desjenigen Staates oder seiner ünter- 
thanen, gegen den er einen Anspruch zu haben glaubt, 
Arrest legt zu einer Zeit, wo sich dieselben in seinen 
Gewässern befinden.'^) Dagegen ist das Embargo nach 
Ausbruch eines Krieges immer mehr ausser Gebrauch 
gekommen und mit Martens (§ 105) und Andern ist 
als gewohnheitsmässiger Grundsatz anzunehmen, dass der 
zum Kriege schreitende Staat eine Gunstfrist (indult) 
festsetzt, innerhalb welcher die friedlichen HandelsschifiTe 



^) Martens a. a. 0. § 121, der dann fortfährt: Hier hat 
das Recht zur Anwendung von Repressalien somit den Sinn 
einer Sanction des Kriegsrechts: Kriegsrepressalien sollen den 
Gegner nachdrücklich an seine Pflichten mahnen. — Beispiele 
solcher Repressalien s. bei Martens und dort Cit. 

^ Ueber die Einteilung des Embargo, die 3 Arten des 

internationalen Embargo und die Stellung der Völkerrechtsautoren 

zu demselben vergl. v. Bulmerincq bei v. Holtzendorff 

S.061 ff. Daselbst auch Beispiele für Bewilligung von Gunstfristen. 
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ungehindert aus seinen Häfen auslaufen können. Nach 
Ablauf dieser Frist, der ev. dem ,,Krieg8ausbruche'' gleich- 
zuachten ist, sind die noch in dem Hafen befindlichen 
feindlichen Handelsschiffe, seien sie Staats- oder Privat- 
eigentum, dem Prisenrecht unterworfen. Hieraus ergiebt 
sich, dass der Zeitpunkt des „ausgebrochenen Krieges" 
auch privatrechtlich, vermögensrechtlich von einschneiden- 
der Bedeutung ist. Auf offenem Meere können nach 
„Ausbruch des Krieges" feindliche Schiffe und Güter 
vom Gegner genommen werden und unter den Gütern 
der Neutralen unterliegen die, welche zur Unterstützung 
der Gegenpartei bestimmt sind (Kriegskontrebande) dem 
Prisenrecht. Es ist deshalb mit Rücksicht auf die 
Neutralen und Privatpersonen der kriegführenden Staaten 
die dogmatische Feststellung des Zeitpunktes, wann der 
Krieg als begonnen anzusehen ist, von besonderer 
Wichtigkeit. 

Einen ebenfalls defensiven Charakter hat die Friedens- 
blokade (blocus pacifique), mag sie nun zum Zweck der 
Intervention oder als Repressalie oder zur Verhütung 
von Rechtsverletzungen verhängt werden.^) Sie besteht 
darin, dass ein Staat die Häfen und Küsten eines andern 
von allem Verkehre nach aussen abschneidet, indem er 
durch ein Geschwader die Ein- und Ausfahrt aller Schiffe 
verhindert. Wie schon der Name sagt, ist die Friedens- 
blokade eine Massregel, deren Anwendung zu geschehen 
pflegt, bevor der Krieg zwischen den beiden Staaten 
ausgebrochen ist. Ueber die völkerrechtliche Zulässigkeit 
dieser sog. Eriedensblokade sind die Autoren der Völker- 
rechtswissenschaft getheilter Ansicht. Während die Zahl 
der Vertheidiger sich nur wenig vermehrt hat, sind 
immer mehr Gegner derselben aufgetreten und selbst 



8) Pereis a. a. 0, S. 168. 



33 



frühere Vertheidiger der Friedensblokade sind zu eifrigen 
Widersachern derselben geworden. So ist es namentlich 
für Geffcken^) vor Allem das Interesse der Neutralen, 
welches ihn die Friedensblokade einen „rechtlosen Ge- 
waltact" bezeichnen lässt, woran auch die Thatsache 
nichts ändere, dass dabei keine Schiffe weggenommen, 
sondern nur zurückgewiesen würden. Nach ihm ist schon 
die blosse Behinderung des Verkehrs dritter am Streite 
nicht betheiligter Staaten rechtlos. Er kommt schKesslich 
zu dem Resultate, dass es eine Blokade nur im Kriege 
gebe und dass schon daraus von selbst folge, dass sie 
nicht früher thatsächlich geübt werden dürfe, als bis der 
Kriegszustand unzweifelhaft bestehe. Berner i^) führt 
aus, dass das Blokaderecht nur ein Recht wirklicher 
Kriegsführung sei und niemandem zustehe, der nicht 
offenbar Krieg führe. Er nennt die Friedenblokade 
einen „schnöden Eingriff in die. Rechte der Neutralen", 
der von ihnen nicht geachtet zu werden brauche, und 
Märten s^^) wendet sich zunächst gegen die Anwendung 
der Friedensblokade als unblutiges Entscheidungsmittel 
und Repressalie, indem er sagt: Wenn die Friedens- 
blokade auch kein Blutvergiessen voraussetze, so habe 
sie doch leicht ein solches zur Folge und unterscheide 
sich in dieser Hinsicht nur wenig vom Kriege. Die 
Katastrophe von Navarino bezeuge dies. Als Repressalie 
aber könne die Friedensblokade nicht vertheidigt werden ^ 
denn im Princip soUe von der Repressalie nur derjenige 
Staat betroffen werden, der dazu Anlass gegeben habe. 
Die Friedensblokade dagegen vermöge nur dann wirk- 
sam zu sein, wenn die neutralen Staaten sie zu respectiren 
verpflichtet seien. Ferner sei der Wert der Friedens- 

») bei V. Holtzendorff IV S. 747 f. 
10) a. a. 0. S. 104. 
") a. a. 0. S. 474 f. 
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blokade als eines Mittels zur thatsächKchen Beseitigung 
des Conflictes mehr als zweifelhaft, wie daraus hervor- 
gehe, dass die Blokirung der griechischen Küsten keines- 
wegs den 1828er Krieg zwischen Eussland und der 
Türkei verhindert habe. Dagegen unterläge der immense 
Schaden, der dem Welthandel durch die Friedeusblokade 
zugefügt werde, keinem Zweifeh Demnach könnte die 
Friedensblokade weder durch Gründe der Humanität, 
noch durch die gesunde Vernunft gestützt werden. Ein 
Kriegsmittel, das in Friedeuszeiten geübt werden solle 
ßei eine contradictio in adjecto. Auch existire für dritte 
Staaten keine Pflicht im Rechtssinn, sich den Blokade- 
gesetzen zu fügen, umsoweniger, als im Frieden von 
Neutralität nicht die Rede sein könne. Alsdann aber 
verliere die Blokade jeden Sinn. Werde sie gleichwohl 
factisch gegen die Neutralen durchgeführt, so involvire 
sie eine schwere Ungerechtigkeit gegen dieselben durch 
Verletzung ihrer legitimen Interessen und vermehre nur, 
indem sie zur Konfiscation von Privateigentum führe, 
die schon sowieso aus dem internationalen Unfrieden 
entspringende Drangsal. Jedenfalls verschärfe sie den 
Streit, und beschwichtige ihn nicht. 

Nach Anführung und Prüfung der Ansichten der 
Vertheidiger und Gegner der Friedensblokade und unter 
Anerkennung vieler Gründe der Gegner spricht sich 
V. Bulmerincq^^) für die bedingte Zulässigkeit derselben 
aus. Er führt aus: Niemand könne bestreiten, dass die 
Blokade ein feindseliger, ja kriegerischer Act sei; in- 
dessen habe sie nicht nothwendigerweise stets diesen 
Charakter. Es sei daher nicht richtig, dass die Blokade, 
weil sie ein Gewaltact sei, nicht in Rücksicht auf im 



13) bei V. Holtzendorf IV. § 37 S. 122—127, wo die Ver- 
theidiger und Widersacher der Friedensblokade angeführt und 
ihre Ausführungen gewürdigt sind. 
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Friedensstande mit einander befindliche Völker geübt 
werden könne. Sonst müssten auch die Repressalien 
Terboten sein, da sie gewaltthätig zwischen Völkern in? 
Friedensstande geübt würden, was doch nach dem 
Völkerrecht nicht der Fall sei. Den Staaten sei viel- 
mehr erlaubt, ja geboten, sich dieser Mittel zu bedienen, 
ehe sie zum äussersten, dem Kriege, schritten und es 
sei ja nur der Krieg, nicht schon die Blokade das 
äusserste Mittel. Die Friedensblokade sei ein weniger 
rigoroses Mittel als der Krieg und zwar nicht blos für 
die Kriegführenden, sondern auch für die Neutralen, in- 
dem diesen in der That nur der Handel mit den blo- 
kirten Orten verwehrt sei und nach den gleich zu er- 
wähnenden Vorschlägen v. Bulmerincq's weder ihre 
Schiffe noch ihre Ladungen weder sequestrirt noch con- 
fiscirt würden, welche Folgen dagegen bei der Kriegs- 
blokade für den Blokadebruch unweigerlich eintreten 
müssten. Indem v. Bulmerincq es für wünschenswerth 
erachtet, dass die Staaten im Anschluss an die Pariser 
Seerechtsdeclaration Rechtsbestimmungen für die Friedens- 
blokade vereinbaren, weil sie sonst als ein Völkerrechts- 
institut und Rechtsmittel für Staatenstreitigkeiten nicht 
angesehen werden könne, spricht er für die Zulässigkeit 
der Friedensblokade umsomehr, als die häufigen Beispiele 
derselben für die Geneigtheit der Staaten, sie anzuwenden 
spreche. Aber v. Bulmerincq ist für die Zulässigkeit 
der Friedensblokade nur unter folgenden Bedingungen: 

1. unter dem Rechtstitel der Repressalien und 

2. nach den für die Repressalien festgesetzten Regeln. 

3. soll die Friedensblokade eine in der Blokadeerklärung 
benannte justa causa haben; 

4. sollen nur Schiffe der blokirten Macht sequestrirt 
und freigegeben werden, nachdem den Verpflich- 
tungen Genüge geleistet worden, deren Erfüllung 
die Blokade zu sichern zum Zwecke hatte. 



/ 
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5. sollen die neutralen Schiffe nur gehindert werden^ 
in die blokirte Zone einzudringen oder sie zu ver- 
lassen, weder aber sequestrirt noch eonfiscirt werden; 

6. muss die Friedensblokade, wie die Kriegsblokade 
declarirt, notificirt und effectiv sein und den neu- 
tralen Schiffen eine genügende (4 — 6 wöchentliche)' 
Frist zugestanden werden, um ihre Beladung zu 
beenden und die blokirten Orte zu verlassen; 

7. muss die Blokade gehoben w^erden, sobald die Ver- 
bindlichkeit, welche sie erforderKch gemacht, durch 
die blokirte Macht erfüllt ist.^^) 

§5. 

Eechtsvergleichende Darstellung 

durch Heranziehung des Beehtsstoffs yersehiedener 

europäischer Staaten. 

Nach dem R. St. G. B. wird ein Deutscher, welcher 
sich mit einer ausländischen Regierung einlässt, um die- 
selbe zu einem Kriege gegen das Deutsche Reich zu 
veranlassen, wegen Landesverraths mit Zuchthaus nicht 
unter 5 Jahren und, wenn der Krieg ausgebrochen ist,, 
mit lebenslänglichem Zuchthaus bestraft. Wir haben 
bereits oben (§ 1) darauf hingewiesen, dass unter den 
Strafgesetzkommentatoren eine Controverse darüber 
besteht, ob die strengere Strafe des lebenslänglichen 
Zuchthauses die Absicht des Landesverräthers, den Aus- 
bruch des Krieges herbeizuführen und den Oausal- 
zusammenhang der landesverrätherischen Handlung und 
des Krieges bedinge. Olshausen führt aus: Wenn der 
(vom Landesverräther gewollte) Krieg ausgebrochen sei, 

13) V. Bulmerincq bei v. Holtzendorff IV. S. 124 ff. 
Diese Grundsätze hat v. B. in seiner Schrift: Le blocus effectif 
et ses effets sur la propriete privee in dem Journal de droit 
international prive, Paris 1884 XI. Jahrgang ausgesprochen. 
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fio sei die VerhängUBg der strengeren Strafe nicht durch 
den Nachweis bedingt, dass dies aus Veranlassung der 
Thätigkeit des Angeschuldigten geschehe, oders das letztere 
mindestens eine der mitwirkenden Ursachen gewesen 
sei. ^) Er fährt dann fort, wenn aber auch ein ursächlicher 
Zusammenhang in keiner Weise erforderlich sei, so müsse 
doch ein zeitlicher Zusammenhang bestehen; und 
Büdorff sagt, der Ausbruch des Krieges brauche nicht 
^nachweislich" die Folge der Handlung zu sein, um die 
strengere Strafe zu begründen. Diesen Ansichten gegen- 
über ist Schwarze für Bejahung der obigen Frage. 

Es ist von Interesse zu wissen, ob in fremdländischen 
Gesetzen mit dem Begriff „ausgebrochener Krieg" 
operirt wird und wie ausländische Gesetzgeber den 
Landesverräther bestraft wissen wollen, auf dessen Verrath 
hin der Krieg thatsächlich ausgebrochen ist. Ist in den 
Gesetzen eine Bestimmung enthalten, dass er analog 
§ 87 des Deutschen St. G. B. strenger bestraft wird, so 
ist ersteres erwiesen. Der Code penal Frankreichs sagt 
im livre III, titre I, chap. I, section I, welcher von den 
Crimes et Delits contre la surete exterieure de V Etat 
handelt: 

Art. 84: Quiconque aura, par des actions hostiles, 
non approuvees par le gournement, expose l'Etat ä une 
declaration de guerre, sera puni du bannissement; et si 
la guerre s' en est suivie, de la deportation. 

Hiemach wird der, welcher durch feindselige, von 
der Regierung nicht genehmigte Handlungen den Staat 
einer Kriegserklärung aussetzt, mit der Verbannung und, 
wenn der Krieg darauf erfolgt ist, mit der schwereren 
Strafe der Deportation bestraft. Aehnliche Bestimmungen 
finden wir in andern Strafgesetzen. Das italienische 

^) Vertreter anderer Meinung finden sich bei Olshausen 
angegeben. 
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Strafgesetzbuch 2) handelt in den Art. 104 — 116 von den 
Vergehen gegen das Vaterland und bestimmt im Art. 106: 
Wer mit einer ausländischen Regierung oder mit deren 
Agenten ein Einverständniss unterhält, oder andere Hand- 
lungen begeht, welche darauf gerichtet sind, eine Feind- 
seligkeit oder einen Krieg gegen den Italienischen 
Staat hervorzurufen, oder die militärischen Operationen 
eines mit dem italienischen Staate im Kriege befindlichen 
Staates zu begünstigen, wird mit EinschUessung von acht 
bis zu zwanzig Jahren, und wenn er den Zweck er- 
reicht, mit dem Kerker bestraft — und im Art. 113: 
Wer durch im In- und Auslande unternommene An- 
werbungen oder andere feindliche, von der Regierung 
ebensowenig gebilligte Handlungen den Staat der Gefahr 
eines Krieges aussetzt, wird mit Gefängniss von fünf 
bis zu zehn Jahren bestraft, und, wenn der Krieg in- 
folgedessen ausbricht, mit Gefängniss nicht unter 
sechszehn Jahren bestraft. — Nach dem niederländischen 
Strafgesetzbuch vom 3. März 1881 Art. 97 wird der- 
jenige, welcher sich mit einer auswärtigen Macht ein- 
lässt, um dieselbe zu Feindseligkeiten oder zu einem 
Kriege gegen den Staat zu bewegen, sie in dem ge- 
fassten Entschlüsse zu bestärken, ihr dabei Hilfe zuzu- 
sagen oder bei der Vorbereitung Hilfe zu leisten, mit 
Gefängniss bis zu 15 Jahren bestraft. Mit Geföngniss 
auf Lebenszeit oder bis zu 20 Jahren wird der Ver- 
brecher bestraft, wenn die Feindseligkeiten stattfinden 
oder der Krieg ausbricht. Von den schweizerischen 
Strafgesetzbüchern heisst es in dem für Graubünden im 
Art. 66: Der Landesverrath wird, nach Maassgabe des 
Erfolges, der Gefährlichkeit des Unternehmens, der an- 
gewandten oder vorbereiteten Mittel, des nähern oder 

^ S. die deutsche Uebersetzung in Stephan, Strafgesetz- 
buch für das Königreich Italien. 
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entferntem Versuchs, mit Zuchthaus bis auf 20 Jahre 
bestraft. Wenn ein solches Unternehmen wirklich einen 
feindKchen Angriff oder Einfall auf eidgenössisches Ge- 
biet zur Folge hatte, so kann die Strafe, je nach Um- 
ständen, bis auf lebenslängliches Zuchthaus ausgedehnt 
werden. Das für Waadt bestimmt im Art. 96: Celui 
qui pratique des machinations ou qui entretient des 
intelligences avec une puissance etrangere on avec Tun 
de ses agents, pour Tengager ä commettre des hostilites 
ou ä entreprendre la guerre contre la Suisse ou contre 
le Canton, est puni par une reclusion de huit ä vingt 
ans. Si ces machinations ou ces intelligences ont amene 
des hostiKtes, la peine est celle de mort. Art. 98 
desselben Gesetzbuches lautet: Celui qui, par une vio- 
lation de territoire ou par d'autres faits materiels 
d'hostilite, non approuves par le gouvemement, fait 
courir, ä la Suisse ou au Canton, un danger de guerre 
imminent, est puni du bannissement ou d'un empri- 
sonnement, pour un temps qui ne peut exceder dix annees 
et, s'il y a lieu, de la privation des droits civiques men- 
tionnes aux paragraphes 1 et 2 de Tart. 21^), pour un 
temps qui ne peut exceder cinq annees. 

Si ces actes d'hostilite ont amene la guerre, ou si 
des actes de pillage, d'incendie ou de violence grave 
ont ete commis dans le pays contre lequel les actes 
hostiles ont ete diriges, les chefs, ainsi que ceux qui 
ont pris une part directe aux actes sus-mentionnes, 
sont punis d'une reclusion de huit ä vingt ans. 

3) art. 21. La privation generale des droits civiques est 
ä vie DU pour un temps determine. Elle a pour le condamne, 
les effets suivants: 

1. n ne peut exercer aucun droit politique, ne remplir 
aucun emploi, ni office public, civil ou militaire; 

2. II est exclu du droit du port d'armes et declare indigne 
de servir dans la milice . . . 
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In dem englischen Statut 25. Edw. III. c. 2, welches 
eine Ergänzung der Bestimmungen des common law, 
über das Verbrechen des treason (Hochverraths) enthält, 
heisst es u. a.: Treason liegt vor, „wenn jemand An- 
hänger der Feinde des Königs in dessen Königreich ist, 
indem er ihnen Hilfe und Erleichterung im Königreich 
oder sonst wo leistet." Hierzu bemerkt Stephen,^) 
unter Feinden würden diejenigen ünterthanen fremder 
Mächte, mit welchen England im offenen Kriege sei, 
verstanden. Die Hilfe und Erleichterung könne dadurch 
geschehen, dass man ihnen Nachricht zukommen lasse, 
Vorräthe schicke, Waffen verkaufe, verräterisch eine 
Festung überliefere oder dergl. Die Strafe des treason 
ist folgende: Der Hochverräter soll auf einer Schleife 
(hurdle) zur Richtstätte geschleift und dort am Halse, 
bis er tot ist, aufgehängt werden; dann soll sein Kopf 
vom Rumpf getrennt und letzterer in vier Theile ge- 
theilt werden, über welche von dem Könige weiter zu 
verfügen steht. Auch ist festgesetzt, dass der König nach 
erfolgtem Urtheilsspruche durch einen mit seiner Unter- 
schrift ausgefertigten, von einem ersten Staatssekretär 
contrasignirten Befehl (varrant) den ganzen ürtheils- 
spruch in Enthauptung abändern und bestimmen kann, 
auf welche Weise über Haupt und Theile verfügt 
werden soU.^) 

Schliesslich seien noch die Strafgesetzbücher für 
Luzern und Bern erwähnt, welche in den §§91 resp. 
67 denjenigen als Landesverräter bestrafen, welcher vor- 
sätzlich eine auswärtige Macht zu einem Bj'iege gegen 
das Vaterland anreizt, oder „nach ausgebrochenem Kriege" 
den Feind auf irgend eine Weise unterstützt. 



*) a. a. 0. S. 53 ff. insbes. 56. 

^) üeber das attainder bei dem treason vergl. Stephen 
S. 65 u. 535 f. 
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So finden wir denn in den citierten ausländischen 
Gesetzesstellen wiederholt dem völkerrechtlichen Begriffe 
des „ausgebrochenen Krieges" strafschärfende quali- 
ficierende Wirkung beigelegt. Aus dem übereinstimmen- 
den Hinweis der Gesetzgeber der verschiedenen Staaten 
auf das Völkerrecht und die völkerrechtliche Terminologie 
ergiebt sich der Schluss, dass die Staaten der Völker- 
genossenschaft unter der Herrschaft einer gemeinsamen 
Eechtsüberzeugung, der urewigen und wichtigsten Quelle 
aller Rechtsbildung, im nationalen wie im internationalen 
Verkehre stehen. 
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Anhang. 

[Siehe oben S. 19]. 



Supplement to The London Cfazette of Tuesday 
ihe 28th of March. Published by Authority. Tuesday, 
March 28, 1854. 

DECLARATION. 

It is with deep regret that Her Majesty announces 
the failure of Her anxious and protracted endeavours to 
preserve for Her People and for Europe the blessings 
of peace. 

The unprovoked aggression of the Emperor of Bussia 
against the Sublime Porte has been persisted in with 
such disregard of consequences, that after the rejection 
by the Emperor of Russia of terms which the Emperor 
of Austria, the Emperor^ of the French, and the King of 
Prussia, as well as Her Majesty, considered just and 
equitable, Her Majesty is compelled by a sense of what 
is due to the honour of Her Crown, to the interests of 
Her People, and to the independence- of the States of 
Europe, to come forward in defence of an Ally whose 
territory is invaded, and whose dignity and independence 
are assailed. 

Her Majesty, in justification of the course she is 
about to pursue, refers to the transactions in which Her 
Majesty has been engaged. 

The Emperor of Bussia had some cause of complaint 
against the Sultan with reference to the settlement, which 
His Highness had sanctioned, of the conäicting claims of 
the Greek and Latin Churches to a portion of the Holy 
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Places of Jerusalem and its neighbourhood. To the 
complaint of the Emperor of Bussia on this head, justice 
was done; and Her Majesty's Ambassador at Constanti- 
nople had the satisfaction of promoting an arrangement 
towhichnoexception was taken bythe Russian Government. 

But while the Bussian Government repeatedly assured 
the Government of Her Majesty that the Mission of Prinee 
Menchikoff to Constantinople was exclusively directed to 
the settlement of the question of the Holy Places at 
Jerusalem, Prinee Menchikoff himself pressed upon the 
Porte other demands of a far more serious and important 
character, the nature of which he in the first instance 
endeavoured, as J|p^ as possible, to conceal from Her 
Majesty's Ambassador. And these demands, thus studiously 
concealed, aflfected not the Privileges of the Greek Church 
at Jerusalem, but the position of many millions of Turkish 
subjects in their relations to their Sovereign the Sultan. 

These demands were rejected by the spontaneous 
decision of the Sublime Porte. 

Two assurances had been given to Herr Majesty; 
one, that the Mission of Prinee Menchikoff only regarded 
the Holy Places; the other, that his Mission would be of 
a. conciliatory character. 

In both respects Her Majesty's just expectations were 
disappointed. 

Demands were made which, in the opinion of the 
Sultan, extended to the Substitution of the Emperor of 
Bussia's authority for his own, over a large portion of 
his subjects; and those demands were enforced by a 
ihreat: and when Her Majesty leamt that, ön announcing 
the termination of his Mission, Prinee Menchikoff declared 
that the refusal of his demands would impose upon the 
Imperial Government the necessity of seeking a guarantee 
by its own power. Her Majesty thought proper that Her 
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Fleet should leave Malta, and, in co-operation with that 
of His Majesty the Emperor of the French, take up its 
Station in the neighbourhood of the Dardanelles. 

So long as the negotiation bore an amicable charaoter 
Her Majesty refrained from any demonstration of force. 
Bat ^hen, in addition to the assemblage of large mili- 
tary forces on the frontier of Turkey, the Ambassador 
of Bussia intimated that serious consequences would ensue 
from the refusal of the Sultan to comply with unwarran- 
table demands. Her Majesty deemed it right, in conjunction 
with the Emperor of the French, to give an unquestio- 
uable proof of Her determination to support the Sovereign 
rights of the Sultan. 

The Eussian Government has maintained that the 
determination of the Emperor to occupy the Principalities 
was taken in consequence of the advanee of the Fleets 
of England and France. But the menace of Invasion 
of the Turkish territory was conveyed in Count Nessel- 

19 

rode's Note to Rechid Pacha of the g^ May, and re-stated 

in his Despatch to Baron Brunnow, of the ^^^' which 

announced the determination of the Emperor of Russia 
to Order his troops to occupy the Principalities, if the 
Porte did not within a week comply with the demands 
of Russia. 

The Despatch to Her Majesty's Ambassador, at 
Constantinople, authorizing him in certain specified con- 
tingencies to send for the British Fleet, was dated the 
3 Ist May, and the order sent direct from England to 
Her Majesty's Admiral to proceed to the neighbourhood 
of the Dardanelles, was dated the 2nd of June. 

The determination to occupy the Principalities was 
therefore taken before the orders for the advanee of thd 
combined squadrons were given. 



45 



The Sultan's Minister was informed that unless he 
signed within a week, and without the change of a word, 
the Note proposed to the Porte by Prince MenchikoflF, 
on the eye of his departure from Constantinople, the 
Principalities of Moldavia and Wallachia would be occu- 
pied by Kussian Troops. The Sultan could not accede 
to so insulting a demand; but when the actual oecupatiou 
of the Principalities took place, the Sultan did not, as 
he might have done in the exercise of his undoubted 
right, declare war, but addressed a Protest to his Allies. 

Her Majesty, in conjunction with the Sovereigns of 
Austria, France, and Prussia, has made various attempts 
to meet any just demands of the Emperor of Russia 
without affecting the dignity and independence of the 
Sultan; and had it been the sole object of Russia to 
obtain security for the enjoyment by the Christian subjects 
of the Porte of their privileges and immunities, she would 
have found it in the oflfers that have been made by the 
Sultan. But as that security was not offered in the shape 
of a special and separate stipulation with Russia, it was 
rejected. Twice has this oflfer been made by the Sultan, 
and recommended by the Pour Powers, once by a note 
originally prepared at Vienna, and subsequently modified 
by the Porte, once by the proposal of bases of negotiation 
agreed upon at Constantinople on the Slst of December, 
and approved at Vienna on the 13th of January, as 
offering to the two parties the means of arriviug at an 
understanding in a becoming and honourable manner. 

It is thus manifest that a right for Russia to interfere 
in the ordinary relations of Turkish subjects to their 
Sovereign, and not the happiness of Christian communities 
in Turkey, was the object sought for by the Russian 
Government; to such a demand the Sultan would not 
submit, and His Highness, in self-defence, declared war 
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upon Bussia, but Her Majesty nevertheless, in conjunction 
with Her Allies, has not ceased -her endeavours to restore 
peaee between the contending parties. 

The time has howewer now arrived when the advice 
and remoDstrances of the Four Powers having proved 
wholly ineffectual, and the military preparations of Bussia 
becoming daily more extended, it is but too obvious that 
the Emperor of Bussia has entered upon a course of 
policy whieh, if unehecked, must lead to the destruction 
of the Ottoman Empire. 

In this conjuncture, Her Majesty feels called upon 
by regard for an Ally, the integrity and independence of 
whose empire have been recognized as essential to the 
peaee of Europe, by the sympathies of Her people with 
right against wrong, by a desire to avert from Her 
dominions most injurious consequences, and to save Europe 
from the preponderance of a Power whieh has violated 
the faith of Treaties, and defies the opinion of the eivi- 
lized World, to take up arms in conjunction with the 
Emperor of the French, for the defence of the Sultan. 

Her Majesty is persuaded that in so acting she will 
have the cordial support of Her people; and that tiie 
pretext of zeal for the Christian religion will be used in 
vain to cover an aggression undertaken in disregard of 
its holy precepts, and of its pure and beneficent spirit. 

Her Majesty humbly trusts that Her efforts may be 
successful, and that, by the blessing of Providence, peaee 
may be re-established on safe and solid foundations. 

Westminster, March 28, 1854. 



DECLABATION. 

HEB Majesty the Oueen of the United Kingdom of 
Great Britain and Ireland, having been compelled to 
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take up arms in support of an AUy, is desirous of ren- 
dering the war as little onerous as possible to the Powers 
with whom she remains at peace. 

To preserve the commerce of neutrals from all un- 
necessary obstruction, Her Majesty is willing, for the 
present, to waive a part of the belligerent rights apper- 
taining to Her by the law of nations. 

It is impossible for Her Majesty to forego the exer- 
cise of her right of seizing articles contraband of war, 
and of preventing neutrals from bearing the enemy's 
despatches, and she must maintain the right of a belli- 
gerent to prevent neutrals from breaking any effective 
blockade which may be established with an adequate 
force against the enemy's forts, harbours, or coasts. 

But Her Majesty will waive the right of seizing 
enemy's property laden on board a neutral vessel, unless 
it be contraband of war. 

It is not Her Majesty's intention to claim the con- 
fiscation of neutral property, not being contraband of war, 
found on board enemy's ships, and Her Majesty further 
declares, that being anxious to lessen as much as possible 
the evils of war, and to restrict its Operations to the 
regularly organized forces of the country, it is not her 
present intention to issue letters of marque for the 
commissioning of privateers. 

Westminster, March 28, 1854. 
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Lebenslauf. 



Ich, Albert Pirl aus Beidersee im Saalkreise wurde am 
7. Dezember 1866 geboren. Nachdem ich Ostern 1879 in die 
Sexta der ,,Latina" zu Halle a. S. eingetreten war, besuchte ich 
ausser der genannten Anstalt die Gymnasien zu Eisenberg fS.-A.) 
und Nordsausen a. H. auf welch' letzterem ich das Zeugniss 
der Reife erlangte. Ich studierte in den Jahren 1891—1894 auf 
den Universitäten Freiburg i. B., Leipzig, Berlin und Greifswald 
die Rechts- und Staatswissenschaften und hörte die Vorlesungen 
der Herren Professoren: v. Amira, Brunner, Dambach, Delbrück, 
Demburg, Eck, Eisele, Friedberg, Frommhold, Fuchs, Gierke, 
V. Gneist, Jacobi, Kohler, Pescatore, Rosin, Sohm, Stampe, 
Stoerk, v. Treitschke, Ad. Wagner, Weismann, Windscheid. 

In Greifswald nahm ich hauptsächlich an den Konver- 
satorien und praktischen Uebungen theil. 

Meiner militärischen Dienstpflicht genügte ich in Leipzig 
beim 8. Königl. Sachs. Inf.-Regiment „Prinz Johann Georg** No. 107. 

Am 28. Februar 1895 bestand ich vor der Prüfungs- 
kommission bei dem Königlichen Oberlandesgerichte zu Stettin 
das Referendarexamen und am 16. März desselben Jahres vor 
der juristischen Fakultät der Universität Greifswald das examen 
rigorosum. 

Allen den oben genannten hochgeehrten Herren spreche 
ich an dieser Stelle meinen ehrerbietigsten Dank aus, Herrn 
Professor Dr. Stoerk insbesondere für die Stellung des Themas 
meiner Dissertation und die mir bei Anfertigung derselben 
gütigst gewährte Anregung und Unterstützung. 
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